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Das Jahr 1984 war in Italien durch eine ungewöhnlich große innenpolitische
Stabilität und das Ausbleiben der gewohnten Regierungskrisen gekennzeich-
net. In einem Land, in dem traditionsgemäß seit Jahrzehnten die Regierungen
nur für kurze Zeit im Amt bleiben, ist diese Tatsache von großer Bedeutung.
Dennoch war die allgemeine politische Lage nicht problemlos. Schwierigkeiten
resultierten u.a. aus dem Tod des Generalsekretärs der kommunistischen Par-
tei, Enrico Berlinguer, Anfang Juni und dem darauffolgenden Sieg der KPI bei
den Europawahlen, aus dem heftigen Anstieg des öffentlichen Defizits und den
nicht zufriedenstellenden Ergebnissen bei dem so sehr erwarteten Wiederbele-
bungsprozeß der nationalen Wirtschaft. Andererseits hatte das Kabinett unter
Führung des Sozialisten Bettino Craxi — ungeachtet der ständigen Spannungen
unter den Regierungsparteien1 — die Möglichkeit, sich mit einigen wichtigen
innenpolitischen und internationalen Problemen in größerer Ruhe auseinan-
derzusetzen, und zwar von dem Moment an, als die Schwäche der christlich-de-
mokratischen Partei und die Unmöglichkeit einer linken Alternative mit der
kommunistischen Partei eine Regierungskrise de facto ausschlössen.

Die Europawahlen
Was die europapolitische Diskussion in Italien anbelangt, so war das herausra-
gende Ereignis die Europawahl vom 17. Juni 1984. Bereits einige Monate zuvor
hatte unter den politischen Parteien eine Debatte über die Reform des italieni-
schen Wahlsystems begonnen. Einige Regierungsparteien forderten das deut-
sche Wahlsystem, besonders, was die 5 %-Klausel betrifft. Zu den Befürwor-
tern dieses Vorschlags waren die Sozialisten zu zählen, die darin eine Voraus-
setzung für einen neuen Pol zwischen den beiden stärksten Parteien, der christ-
lich-demokratischen und der kommunistischen Partei, sahen, um so zukünftige
Regierungsbildungen entscheidend zu beeinflussen2. Einige kleinere Parteien
haben sich dem widersetzt; die Sozialdemokraten und die Liberalen befürchte-
ten, aufgrund ihrer geringen Wählerschaft von der politischen Bildfläche zu
verschwinden; die christlichen Demokraten sprachen sich ebenso dagegen aus,
da sie eine Stärkung der Rolle der Sozialisten und zugleich eine Verschlechte-
rung des Verhältnisses zu den Kommunisten befürchteten.

* Übersetzung aus dem Italienischen von Jutta Paust, Bonn
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Durch die bevorstehende Europawahl ergab sich eine weitere Neuerung: Die
republikanische Partei des ehemaligen Ministerpräsidenten Giovanni Spadolini
und die Liberalen beschlossen, Einheitslisten in den fünf großen Wahlkreisen,
in die Italien aufgeteilt worden war, aufzustellen3. Diese Aktion, die dem be-
reits existierenden Bündnis zwischen den beiden Parteien im Europaparlament
entsprach und zu einer Stärkung ihrer Stellung in Italien führen sollte, erwies
sich als katrastrophal, sowohl in bezug auf das Verhältnis untereinander (Aus-
einandersetzungen bei der Wahl der Spitzenkandidaten) als auch beim Wahler-
gebnis: Die beiden Parteien erzielten mit 6,1 % nicht einmal die Summe ihrer
Einzelergebnisse bei den Parlamentswahlen von 1983 (Republikaner 5,1 %, Li-
berale 2,9%).

Noch überraschender war jedoch das Ergebnis der kommunistischen Partei,
die von der Betroffenheit der Italiener über den plötzlichen Tod von Enrico
Berlinguer profitierte und 33,3% der Stimmen bekam (1983/ 29,9%) und so
zum ersten Mal in der Nachkriegszeit die christlich-demokratische Partei über-
flügelte (diese erlangte 33 % gegenüber 32,9 % bei den Parlamentswahlen von
1983). Obwohl sie sich alle Mühe gab, gelang es der sozialistischen Partei ihrer-
seits nicht, mehr als 11,2 % zu erreichen (gegenüber 11,4 % im Jahr zuvor). Die
durch den außergewöhnlichen Erfolg der kommunistischen Partei entstande-
nen erheblichen Spannungen und die nur mittelmäßigen Resultate der Regie-
rungsparteien brachten die Führung der Mehrheitskoalition dazu, die internen
Auseinandersetzungen zu dämpfen und die Bedeutung der Wahlen herunterzu-
spielen, sie als europäische, nicht als nationale Wahlen zu werten (was sie aber
in Wirklichkeit im Verlauf des Wahlkampfes waren).

Erste Konsequenzen dieser überraschenden Wahlergebnisse und der wach-
senden Gegensätze zwischen den Regierungsparteien und den Kommunisten
zeigten sich im europäischen Bereich im Juli bei der Wahl des Präsidenten des
Europäischen Parlaments, bei der die christlichen Demokraten (und teilweise
die Sozialisten) den Symbol-Kandidaten Altiero Spinelli (Unabhängiger, Kom-
munist) nicht unterstützten; eine weitere Folge zeigte sich dann am Jahresende,
als sich die Regierung, dem Anspruch der KPI auf einen italienischen EG-
Kommissar aus ihren Reihen widersetzte und stattdessen den christlich-demo-
kratischen Kommissar Lorenzo Natali wieder bestätigte und als zweiten Vertre-
ter den Sozialisten Carlo Ripa di Meana berief.

Die wirtschaftlichen Schwierigkeiten

Der Kern der italienischen Schwierigkeiten lag auch 1984 in der Kontrolle der
Wirtschaftsentwicklung. Hauptziel der Regierung war wieder einmal der Rück-
gang der Inflation: Bei einer vorhergesagten Inflationsrate von 10 % wurden
dann 10,8 % erreicht — ein ziemlich gutes Ergebnis.

Als schwieriger erwies sich die Beschränkung des öffentlichen Defizits unter
die Höchstgrenze von 100000 Mrd. Lire und die relative Kontrolle der Staats-
verschuldung. In einer „vertraulichen Note", die sie Anfang Juli an die italieni-
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sehe Regierung schickte, nahm die Kommission dazu Stellung. Sie empfahl, die
Staats Verschuldung von 78 000 Mrd. auf 70000 Mrd. Lire zu senken, d.h. von
12,8 auf 10% des nationalen Bruttoeinkommens.

Nur unter dieser Bedingung sei es möglich, die Inflation zu reduzieren, den
wirtschaftlichen Aufschwung einzuleiten und Entwicklung und Forschung zu
forcieren. Die italienische Regierung teilte vollkommen diese Meinung. Im Be-
richt über die Aspekte und Probleme der italienischen EG-Beteiligung, der im
Juli vom Europaminister Francesco Forte dem Parlament vorgelegt wurde, gab
man sogar eine Therapie an: „Soweit wie möglich die Lohn- und Preisspirale
senken . . . sowie die Stabilisierung der Preise für Güter und Dienstleistun-
gen."

Italien und die deutsch-französische Achse
1984 verstärkten sich in Italien vor allem während der französischen Ratspräsi-
dentschaft Befürchtungen, das ,Gespenst' des französisch-deutschen Direkto-
riums in der EG könne wiedererstehen. Zudem hatte sich das Verhältnis zwi-
schen Rom und Bonn in bezug auf die Lösung gemeinschaftlicher Probleme
verschlechtert.

Als sich Bundeskanzler Kohl und Staatspräsident Mitterrand Ende Januar
privat auf Schloß Ludwigshöhe in der Pfalz trafen, war Italien zum ersten Mal
alarmiert und befürchtete eine unabhängige deutsch-französische Verständi-
gung. In seinem Memorandum zu dem Treffen sprach Mitterrand von der Not-
wendigkeit einer „Lokomotive", um die Gemeinschaft aus der Sackgasse her-
auszuholen, in die sie Ende 1983 in Athen geraten war. Sofort reagierten die
italienische Presse und die Parteispitzen ziemlich heftig; Craxi hat dieses The-
ma auf bilateraler Ebene sowohl bei seiner Begegnung mit Mitterrand am 20.
Februar in Mailand als auch bei seinem Treffen mit Bundeskanzler Kohl am 23.
Februar aufgegriffen.

Insbesondere in Mailand gab Craxi dem französischen Präsidenten zu verste-
hen, daß Italien bereit sei, an einer Initiative zwecks einer politischen Wieder-
belebung Europas teilzunehmen, unter der Bedingung, daß man auf ein Di-
rektoriumsmodell oder priviligierte Absprachen verzichte. Die Befürchtung
besteht, daß grundlegende wirtschaftliche Interessen Italiens geopfert werden
müßten für irgendwelche Pläne, die erst in weiter Zukunft zu realisieren seien.

Solche konkreten Interessenunterschiede vor allem in der EG-Agrarpolitik
und der Haushaltsfrage bestanden zwischen Italien und der Bundesrepublik.
Das Treffen Craxis mit Kohl stand im übrigen von vornherein unter einem
schlechten Stern. Der Streik der italienischen Zöllner und die dadurch verur-
sachten Staus an der Grenze hatten derartige Spannungen erzeugt, daß der
bayerische Ministerpräsident Strauß an Craxi geschrieben und sich über die
„mittelalterlichen" Verkehrsbedingungen an der Grenze beschwert hatte4.
Während diese Mißhelligkeiten bei Craxis Bonner Besuch gemildert werden
konnten, blieben die anderen Probleme ungelöst. Der italienische Regierungs-
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Sprecher sah sich sogar genötigt, zu erklären: „Die Gastfreundschaft war herz-
lich, aber die jeweiligen Positionen sind weit voneinander entfernt."5

Ende Mai, als sich bereits die deutsch-französische Einigung über Grenzfor-
malitäten abzeichnete, kam Craxi auf dem Kongreß der sozialistischen Partei
auf ein deutsch-französisches Direktorium warnend zurück: „Der Gedanke an
ein Europa auf einer deutsch-französischen Achse wäre ein großer Fehler und
würde Reaktion, Abneigung und schließlich Loslösung der anderen Nationen
zur Folge haben."6

Eingeengt zwischen Frankreich und Deutschland, hat die italienische Regie-
rung dem Europäischen Rat im März in Brüssel Vorschläge pragmatischer Art
unterbreitet, die in Hinblick auf die EG-Erweiterung auf eine Steigerung des
gemeinschaftlichen Etats und im Rahmen der Europäischen Politischen Zu-
sammenarbeit (EPZ) auf eine neue Erklärung zum Nahen Osten abzielten.

Mit dem Scheitern des Brüsseler Gipfels an der Frage des britischen Haus-
haltsbeitrages erledigten sich auch diese italienischen Anliegen. Trotz der Ent-
täuschung darüber vermied es Außenminister Andreotti gegenüber dem Aus-
wärtigen Ausschuß der Abgeordnetenkammer, die polemischen Töne gegen-
über London zu verschärfen. Er sagte, daß „nicht die ganze Schuld des Schei-
terns von Brüssel auf die englische Regierung zurückfallen sollte"7.

Der relative Erfolg des darauffolgenden Europäischen Rates von Fontaine-
bleau wurde von der italienischen Regierung mit Erleichterung aufgenommen,
denn er ebnete den Weg für die eigene Präsidentschaft Anfang 1985. Beim Eu-
ropäischen Rat in Dublin blieb dann das Problem des griechischen Vetos gegen
die Süderweiterung, wenn nicht gleichzeitig die Integrierten Mittelmeerpro-
gramme (IMP) mit entsprechender Finanzausstattung gebilligt würden, von de-
nen auch Italien profitiert. Craxi und Außenminister Andreotti stellten sich
dann auch in der Endphase des Europäischen Rates auf die Seite des griechi-
schen Premiers, obwohl sie den schnellen Abschluß der Beitrittsverhandlungen
unterstützten.

Zum Thema Wein vermied man in sehr kluger Weise eine Auseinanderset-
zung mit Frankreich. Italien willigte in eine sehr harte Regelung ein, die dann
doch nicht so diskriminierend war, wie am Anfang konzipiert. Die einzige Kla-
ge der italienischen Produzenten bezog sich auf die harte Haltung zur Zucke-
rung und zu den Destillationspreisen, die in der Bundesrepublik höher als in
den anderen EG-Ländern sind. Insgesamt haben die Erfahrungen der bilatera-
len Beziehungen und die internen Ereignisse in den Europäischen Räten eine
gewisse Isolierung Italiens bestätigt, ebenso eine wachsende Schwierigkeit, in
den Gesprächen mit den beiden traditionellen Partnern in der Europapolitik,
Deutschland und Frankreich, gleichberechtigt anerkannt zu werden.

Die institutionelle Wiederbelebung Europas

Für ein traditionsgemäß europafreundliches Land wie Italien bot das Jahr 1984
außergewöhnlich interessante Themen, so den Vertragsentwurf des Europäi-
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sehen Parlaments, die Verhandlungen zum EG-Beitritt Spaniens und Portugals
und die Wiederbelebung der Westeuropäischen Union (WEU).

Was den EP-Vertragsentwurf anbelangt, wollte Italien die Rolle des Klassen-
besten übernehmen: Schon am Vortag der Wahlen zum Europäischen Parlament
billigte die italienische Abgeordnetenkammer einen Antrag, der die vollkomme-
ne Unterstützung der Initiative Altiero Spinellis forderte8. Nach der Wahl befaß-
ten sich beide Kammern des Parlaments nochmals mit dem Text des geplanten
Vertrags und ersuchten die Regierung, das Ratifizierungsverfahren rasch in Gang
zu bringen9. Erwähnenswert ist, daß bei all diesen Gelegenheiten die politischen
Kräfte in Italien beinahe einstimmig, die Kommunisten eingeschlossen, eine Be-
schleunigung des politischen Integrationsprozesses forderten. Diese Einmütig-
keit zeigte sich auch schon bei der Abstimmung am 14. Februar im EP, als die ita-
lienische Delegation geschlossen für den Vertragsentwurf stimmte.

Ebenso unterstützte Italien die Reaktivierung der WEU. Von Bedeutung ist
dabei die Tatsache, daß der Verteidigungsminister Giovanni Spadolini sich als
erster dafür interessierte, und nicht sein Kollege im Außenministerium. Italien
tritt vorbehaltlos für eine europäische Sicherheitspolitik ein und engagierte sich
für eine Stärkung des institutionellen Mechanismus der WEU. Während des
WEU-Rates, der im Oktober aus Anlaß des dreißigsten Jahrestages des Brüs-
seler Vertrages im Rom stattfand, wurde dann die Aufnahme der nationalen
Verteidigungsminister in den WEU-Rat beschlossen.

Weitere Wiederbelebungsversuche erwiesen sich als schwierig, vor allem
weil die anfängliche französische Begeisterung abgeebbt war.

Der Stahlstreit zwischen Italien und der EG
1983 war mit einem provisorischen Waffenstillstand zwischen der italienischen
Regierung und der Kommission zum Thema Stahldossier abgeschlossen wor-
den. Die Punkte, um die es ging, waren bis dahin klar: Die Kommission ver-
langte von Italien, die Stahlproduktion global um 5,8 Mio. Tonnen zu senken,
3,8 Mio. Tonnen im staatlichen, 2 Mio. Tonnen im privaten Sektor. Italien sei-
nerseits verlangte eine Extraquote von 1,2 Mio. Tonnen, um die renovierte An-
lage Bagnoli (in Neapel) wieder eröffnen zu können — eine unbedingt notwen-
dige Maßnahme, denn eine definitive Schließung hätte schwerwiegende soziale
Unruhen nach sich gezogen.

Am 16. Januar endete eine Begegnung zwischen der Kommission und einer
Delegation italienischer Minister in Brüssel mit der Ablehnung der Anträge
Italiens10. Der EG-Rat vom 26. Januar bestätigte die Politik der Kommission,
indem er die gültige Ordnung um zwei Jahre verlängerte. Deshalb beschloß Ita-
lien, vor dem Gerichtshof gegen die Kommission Beschwerde einzulegen. An-
fang April eröffnete die Kommission ein Ordnungsverfahren gegen Italien.
Man warf der Regierung vor, der staatlichen Eisenindustrie unerlaubte Hilfe
gewährt zu haben11. Der Europäische Gerichtshof wies unterdessen am 27.
April die Beschwerde Italiens gegen die Kommission zurück.
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Daraufhin beschloß die Regierung einen neuen Plan, den dritten, zur Um-
strukturierung der staatlichen Eisenindustrie zu erstellen. Diesen legte sie im
Mai der Kommission vor. Von da an besserte sich das Verhältnis und Kommis-
sar Andriessen erklärte sogar, daß die EG mit den von Rom vorgeschlagenen
Maßnahmen einverstanden sei12. Im noch verbleibenden Jahr waren noch
Spannungen in bezug auf Detailfragen zu verzeichnen, bis zur definitiven Ent-
spannung Anfang Oktober, als die Kommission die Hilfe für die staatliche Ei-
senindustrie freigab.

Diese Angelegenheit, zu der man noch das Problem in bezug auf die Milch -
und Weinquoten hinzufügen kann, ist symptomatisch für die objektiven, büro-
kratischen und strukturellen Schwierigkeiten, die Italien überwinden muß. Bei
der Stahlfrage ist es anderen Ländern, insbesondere Deutschland und den Nie-
derlanden gelungen, mit großer Schnelligkeit ihre Produktionskapazitäten zu
verringern, sogar über die Quoten hinaus, die in den Plänen der Kommission
festgelegt sind. Die Schwerfälligkeiten im politisch-bürokratischen Bereich und
die schwerwiegenden sozialen Folgen haben eine entsprechende Anpassungsfä-
higkeit und Flexibilität Italiens weitgehend verringert.

Die italienische Umsetzung der EG-Politik

Die traditionellen Anpassungsschwierigkeiten Italiens an die gemeinschaftli-
chen Richtlinien führten in der Vergangenheit zu zahllosen Analysen und Lö-
sungsvorschlägen, ohne jedoch ein wirksames Heilmittel zu finden. Anfang
1984 beliefen sich die nicht durchgeführten Richtlinien auf die bemerkenswerte
Zahl von 130. Einige davon sind sehr wichtig. Sie betreffen z.B. das Niederlas-
sungs- und Zugangsrecht einiger beruflicher und kaufmännischer Tätigkeiten,
die Fusion von Aktiengesellschaften, Unternehmenskonten, Buchprüfungen.
Diese Nichteinhaltungen gaben unvermeidlich Anlaß zu Verfahren vor dem
Gerichtshof. Gründe für die Regierungsverstöße sind verspätete Vorbereitun-
gen der entsprechenden Gesetzesentwürfe und die Länge der Parlamentsver-
handlungen. Zudem wurden die von der Gemeinschaft kommenden Finanzmit-
tel wieder nicht ausgeschöpft, so daß 1984 Beiträge in der Höhe von ca. 4000
Mrd. Lire nicht verwendet wurden.

Der für die Koordinierung der EG-Politik zuständige Minister, Francesco
Forte, legte Mitte Mai dem Ministerrat einen Gesetzesentwurf vor, um den bü-
rokratisch-parlamentarischen Weg der Richtlinien zu vereinfachen13. Er sieht
ein umfassendes Ermächtigungsgesetzt von dreijähriger Dauer vor, welches die
Regierung befähigen soll, die gemeinschaftlichen Normen in die eigene Gesetz-
gebung aufzunehmen, nachdem das Parlament einige Leitkriterien für die An-
wendung in weiten Bereichen, nicht für einzelne legislative Maßnahmen, fest-
gesetzt hat. Im Nachtrag sieht dieses Gesetz die Schaffung eines eigens dazu be-
stimmten Rotationsfonds vor, der die Regelmäßigkeit der Finanzströme si-
chern soll.

Auf eine bessere Organisation und Klarheit bei der Anwendung der gemein-
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schaftlichen Richtlinien zielt auch ein Urteil des italienischen Verfassungsge-
richtshofes14. Darin wird endgültig die Priorität der EG-Gesetzgebung gegen-
über der eigenen bestätigt. Mit diesem Urteil endet die Zeit unendlicher Ge-
richtsverfahren, die über Jahre hinweg dazu beigetragen haben, daß EG-Ver-
ordnungen nur langsam zur Anwendung kamen. Oft haben sie auch zu Verwir-
rung in der Unternehmenswelt geführt, da man nicht wußte, welches Gesetz
man anwenden sollte.

Anmerkungen
1 Die Regierungskoalition des Ministerpräsi-

denten Bettino Craxi, Sozialist, ist zusam-
mengesetzt aus der christlich-demokratischen
Partei, der sozialistischen Partei, der sozial-
demokratischen Partei, den Republikanern
und den Liberalen.

2 Diese Interpretation äußerte der stellvertre-
tende Vorsitzende der christlichen Demokra-
ten Mario Segni in einer Erklärung in der
„Republica" vom 6.3.1984.

3 Die sozialistische Partei machte auch einen
Änderungsvorschlag zur Erhöhung der fünf
Wahlkreise auf acht, um Listen und Gebiete
besser aneinander zu binden.

4 Vgl. „Die Beschwerde über die italienischen
Grenzen belastete das Treffen Craxi-Kohl",
in: Corriere della Sera v. 24.2.1984.

5 Vgl. „Keine Verständigung zwischen Craxi
und Kohl über die wichtigsten Themen", in:
L'Unitäv. 24.2.1984, S. 7.

6 Vgl. „Craxi läßt Kohl und Mitterrand durch-
fallen", La Republica v. 1.6.1984, S. 5.

7 Corriere della Sera v. 24.3.1984, S. 9.
8 Der Antrag (6—00015) wurde von den Mehr-

heitsparteien am 14.2.1984 gestellt; vgl. den
zusammenfassenden Überblick in der Druck-
sache der Abgeordnetenkammer, Resoconto
Sommario Nr. 89.

9 Die Debatten fanden am 9. und 10. Mai im
Senat (Resoconto Sommario Nr. 109, 110
und 111) und am 6. Juni 1984 in der Abgeord-
netenkammer statt (Resoconto Sommario
Nr. 117).

10 „Keine Ergebnisse beim Brüsseler Gipfel",
in: II Popolo v. 17.1.1984, S. 13.

11 Vgl. „Eisenindustrie: Die EG beanstandet
die italienischen finanziellen Unterstützun-
gen", in: II Sole 24 Ore v. 7.4.1984, S. 2.

12 Die Aussagen von Andriessen wurden in Sole
24 Ore v. 19.2.1984, S. 1 veröffentlicht.

13 Gesetzentwurf Nr. 795, dem Senat am 8. Juni
1984 bekanntgegeben unter dem Titel:
„Koordinierung der Politik, die die italieni-
sche EG-Zugehörigkeit und die Anpassung
der inneren Ordnung an die gemeinschaftli-
chen Richtlinien betrifft."

14 Das Urteil des Verfassungsgerichtshofes über
die Priorität des gemeinschaftlichen Rechts
wurde am 7. Juni 1984 veröffentlicht.
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